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Die JA! wird dieses Jahr 20 Jahre alt. Wir freuen uns und feiern! Ein Grund, sich jetzt auszuru-
hen, ist das für uns aber noch lange nicht. Wir machen weiter mit vielen tollen Aktionen und wir 
kandidieren auch dieses Jahr wieder für den Stadtrat. Alles Gute zum Geburtstag, liebe JA! – 
und hör jetzt ja nicht auf! Von Alice Galizia
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20 Jahre JA! – und noch viel weiter!

20 Jahre alt wird die Junge Alternative dieses Jahr. In 
20 Jahren ist in Bern viel passiert, und auch die JA! ist 
gewachsen und älter geworden, aber trotzdem jung ge-
blieben. 

20 Jahre, eine lange Zeit? Irgendwie schon, wenn man be-
denkt, dass heute einige Menschen in der JA! aktiv sind, 
die erst nach ihr das Licht der Welt erblickten. Irgendwie 
schon, wenn man bedenkt, dass das politisch aktiv, links 
und hartnäckig bleiben nicht immer ganz einfach ist. Und 
dass die JA! 20 Jahre hartnäckig geblieben ist und das 
auch noch bleiben wird, ist schon beachtlich: Schliess-
lich ist sie ja nur eine Kleinstpartei mit unrealistischer und 
eigentlich nicht durchführbarer Basisdemokratie, keinen 
Strukturen, Vorsitzenden oder PräsidentInnen und keinen 
Passivmitgliedern, die regelmässig Geld einzahlen. Dafür 
besteht sie aus AktivistInnen, die zwar weder Karriereplä-
ne (geschweige denn Aufstiegsmöglichkeiten) noch viel 
Geld haben, jedoch viel Energie, Ideen und Ausdauer. 

Die alle gleichberechtigt bei der JA! mitmachen und 
mitreden können, egal, wie lange sie schon dabei 
sind oder welchen Hintergrund sie haben. Die bei der 
JA! mitmachen, weil Politik Spass machen kann und 
merken, dass sich tatsächlich etwas verändern lässt, 
seien es auch nur kleine Dinge. 

Wir feiern …
Deshalb feiern wir dieses Jahr: Hurra, 20 Jahre, wir 
sind noch da und wir bleiben hier! Wir feiern, dass es 
die JA! immer noch gibt und mittlerweile ein fester Be-
standteil der Berner Politszene darstellt – im Stadtrat 
und auf der Strasse, immer mit dabei und  meistens 
gut gelaunt. Die JA! hat in den letzten 20 Jahren viel 
erreicht und vielerorts mitgemacht: Sie hat mitgehol-
fen, zahlreiche Initiativen rechtzeitig mit genügend 
Unterschriften einzureichen, macht immer wieder mit 
spektakulären Aktionen auf sich aufmerksam, ist bei 
vielen Demos von Bleiberecht bis Anti-AKW präsent, 
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in verschiedenen Bündnissen aktiv und 
bringt im Stadtrat immer wieder Vorstö-
sse durch. 

Die JA! bleibt an den Themen dran, die 
ihr wichtig sind und gibt nicht auf, wenn 
mal etwas nicht funktioniert und resi-
gnieren einfacher wäre als weiterma-
chen. Die JA! bleibt auch nach 20 Jah-
ren sozial, feministisch, antirassistisch, 
pazifistisch, globalisierungskritisch, 
ökologisch, jugendspezifisch… 

… und machen weiter!
Die JA! bleibt nicht auf ihren Lorbeeren 
sitzen, sondern geht auch im zwanzigs-
ten Geburtstagsjahr frisch ans Werk, 
mit tollen Aktionen und einer Liste für 
die Stadtratswahlen, die sich sehen 
lässt: 40 junge und motivierte Men-
schen aus der Stadt Bern kandidieren 
im November unter dem Slogan „Bern 
befreien!“ für den Stadtrat. Bern befrei-
en – von Sexismus, von mühsamen 
Herr Brändlis und Frau Müllers, von 
Rassismus, Autos und Konsumwahn… 
Bern soll kein von sexistischer Werbung 
zugepflastertes, kommerzialisiertes 
und fremdenfeindliches Autoparadies 
sein! Sondern eine Stadt mit viel öffent-
lichem Raum, der von allen mitgestaltet 
werden darf. Eine Stadt, wo sich nie-
mand wegen Herkunft, sexueller Ori-
entierung, Geschlecht oder Aussehen 
diskriminiert fühlen muss. Wo Migran-
tInnen und AsylbewerberInnen nicht als 
Menschen zweiter Klasse angesehen 
werden, sondern die gleichen Chancen 
haben wie alle anderen auch – in der 
Schule wie auch im Arbeitsleben. Wo 
alle gleichen Zugang zu Bildung ha-
ben, es keine Selektion in der Schule 
gibt und SchülerInnen ihre Fähigkeiten 

Das Sommerloch hat die Stadt Bern 
fest im Griff. Doch während sich 
andere Parteien in einem tiefen 
Sommerschlaf befinden, politisiert die 
Junge Alternative JA! munter weiter. 
Denn auch Ausgrenzung, soziale 
Ungerechtigkeit, Kommerzialisierung 
des öffentlichen Raums und 
Sexismus machen keinen Urlaub.
Gerade die Bewegungsfreiheit ist 
im Sommer in grosser Gefahr. An 
allen Ecken versperren uns "City 
Beach", "Orange Cinema", "SF 
bi de lüt" und Co. den Weg. Mit 
cleveren Aktionen stellen wir uns 
gegen die Unternehmen, die den 
öffentlichen Raum für ihre persönlichen 
Gewinne einverleiben wollen.
Sommerzeit ist Modezeit. Beim 
Diktieren des diesjährigen Modestan-
dards versteigt sich die Werbeindustrie 
allzu oft in sexistische Stereotypen. 
Die Junge Alternative JA! schaut 
nicht weg, sondern antwortet mit 
Sensibilisierungskampagnen.
Die Asylsuchenden in den Zivilschutz-
bunkern der ORS kriegen keine Ferien. 
Vergessen wir sie darum nicht! 
Dass wir 365 Tage im Jahr Politik 
machen, hat im wahrsten Sinne des 
Wortes seinen Preis. Unsere Aktionen, 
gepaart mit dem Wahlkampf,  kosten 
Geld. Damit wir das weiterhin machen 
können braucht es die finanzielle 
Unterstützung von Euch Sympa-
thisantInnen. Dafür garantieren wir 
unseren Einsatz bei jedem Wetter, wie 
verlockend die Aare auch sein mag!

Von Lorenz Stalder
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EDITORIAL

ohne Leistungsdruck entwickeln kön-
nen. Wo es Platz gibt für alternative 
Wohnformen und –projekte wie Wa-
genplätze und besetzte Häuser und es 
genügend günstigen Wohnraum gibt. 
Eine Stadt, wo angenehmes Velofah-
ren mit einem flächendeckenden Velo-
wegnetz und genügend Gratisparkplät-
zen eine Selbstverständlichkeit ist. Wo 
sexistische Werbung verboten und die 
Geschlechter gleichgestellt sind. Wo 
das Stadtbild nicht von internationalen 
Ladenketten, Discountern und Wer-
bung geprägt ist, sondern von Quartier-
läden und unabhängigen Lokalen. Und 
wo Altes verwertet wird und der Ener-
giegebrauch gesenkt, wo ökologisches 
Denken Normalität ist. 

Die JA! wählen!
Die JA! hat in diesem Jahr schon ein 
paar Mal auf sich aufmerksam ge-
macht. Der grüngefärbte Brunnen im 
City Beach beispielsweise sorgte für 
viel Ärger bei den City Beach-Betrei-
berInnen und viel Amusement in den 
eigenen Reihen. Die JA! wird auch in 
den nächsten Monaten häufig auf der 
Strasse anzutreffen sein. Sie wird mit 
Aktionen zum Beispiel auf die Velo-
parkplatzproblematik in Bern oder auf 
den mangelnden Freiraum hinweisen. 
Deshalb – macht euch wie immer auf 
Spektakuläres gefasst und haltet die 
Augen offen!

Im November dann tritt die JA! zu den 
Stadtratswahlen an. Wählt uns, damit 
wir neben den Aktionen auf der Stra-
sse auch auf dem parlamentarischen 
Politparkett etwas erreichen können! 
Wählt uns für Farbe und frischen Wind 
im (Polit-)Alltag!
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Widersprüchlich bis zynisch mutet es an, wenn man auf 
der Website der Polizei- und Militärdirektion des Kantons 
Bern zur „Phase I: Unterbringung in einem Durchgangs-
zentrum“ liest: 
„Ziel dieser Unterbringungsform ist es, die Personen mit 
den Gepflogenheiten des schweizerischen Alltages be-
kannt zu machen und sie an ein möglichst selbstständi-
ges Leben heranzuführen. Die Asylsuchenden halten sich 
mehrere Monate in einem Durchgangszentrum auf.“

Ruft man sich die aktuelle Diskussion um die sogenann-
te Notunterkunft (NUK) Hochfeld in Erinnerung, fällt es 
schwer, obenstehender Aussage Glauben zu schenken. 
Wohnen in einer unterirdischen Bunkeranlage, stetige Be-
wachung durch Polizei und Securitas, keine Möglichkeit 
zu selbständigem Kochen, keine Erwerbstätigkeit in den 
ersten drei Monaten, (nach öffentlicher Kritik mittlerweile 
behobener) Mangel an Spielzeugen für die untergebrach-
ten Kinder. Mögliche nachhaltige Beschäftigungen sind 
Sprachkurse und  - falls bewilligt - sogenannte „kurzfristige 
Erwerbseinsätze“ mit bis zu 400.- Entlöhnung (brutto) pro 
Monat, welche vom Arbeitsverbot ausgenommen sind.

Wer schon einmal - verzeihen Sie diesen relativ absurden 
Vergleich zwischen im Zivilschutzbunker untergebrachten 
Asylsuchenden und gelangweilten Wohlstandsjugend-
lichen - mehrere Wochen keinerlei sinnvolle Beschäfti-
gung hatte, weiss, in was für einen perspektivenlosen 
Alltagstrott man in einer solchen Situation gerät.
Hinzu kommt, dass die NUK Hochfeld durch die ORS 
AG betrieben wird, einer nicht zuletzt gewinnorientierten 
Firma, welche durch derartige Aufträge jährlich mehr als 
fünfzig Millionen Franken umsetzt (siehe auch WOZ Nr. 
34/2012 vom 23.08.12).

Dass derartige Zustände weder dem Ziel des „selbstän-
digen Lebens“, noch der Vertrautheit mit den „Gepflogen-
heiten des schweizerischen Alltages“ zuträglich sind, liegt 
auf der Hand. Mit dem geplanten Ersatz der Sozialhilfe 
durch Nothilfe würde sich dieses Abhängigkeitsverhältnis 
zudem nur noch verschärfen. 
Doch wie sieht es mit der Integration in der Gesellschaft, 

ausserhalb eines Durchgangszentrums oder einer Notun-
terkunft aus?

Integration ist anders

„Bitte lauft nicht über das Schulgelände, wenn ihr geht 
oder kommt“, sagte Oliver Müller, Leiter der NUK Hochfeld 
Anfang Januar bei der Einweisung neu angekommener 
Asylsuchender. Dieser Satz steht stellvertretend für eine 
weit verbreitete Fremdenangst:
Der/die AsylbewerberIn ist nicht Normalität. Bereits der 
nachfolgenden Generation gegenüber wird er/sie verbor-
gen, stigmatisiert. Gegen neue Durchgangszentren wird 
auf die Barrikaden gegangen und die zahlreichen Volks-
initiativen gegen „Masseneinbürgerung“, „Kriminelle Aus-
länderInnen“, „Islamisierung“ und „Masseneinwanderung“ 
vermitteln grossflächig das Bild einer Gefahr von aussen, 
einer Gefahr durch AusländerInnen.

Von AsylbewerberInnen und vorübergehend aufgenom-
menen, abgewiesenen oder anerkannten Flüchtlingen 
begangene Straftaten werden nicht selten auf die Natio-
nalität zurückgeführt. Viele Medien heben einen Migrati-
onshintergrund der Täterschaft hervor, eine Kausalität 
zwischen fehlendem Schweizerpass und Kriminalität wird 
sogleich angenommen. Der (straffällige) Mensch ist nicht 
mehr primär Mensch, sondern MigrantIn.
Jüngst forderte der Polizeikommandant des Kantons 
Jura eine standardisierte Entnahme von DNA-Proben bei 
AsylbewerberInnen. Diese Massnahme, welche von der 
Konferenz der kantonalen Justiz- und PolizeidirektorInnen 
allerdings abgelehnt wurde, hätte einen weiteren Schritt 
zum Generalverdacht von AsylbewerberInnen hin und 
entgegengesetzt zu einer funktionierenden Integration 
bedeutet.

Akzeptanz statt Toleranz

Was also ist Integration? Integration ist Gleichstellung! 
Solange Durchgangszentren unter konstanter Bewa-
chung stehen, solange man keine Asylsuchenden über 
das Schulgelände gehen sehen möchte, solange Migra-
tionshintergrund immer und überall hervorgehoben wird, 
solange den nachfolgenden Generationen ein derartiger 
latenter Rassismus vorgelebt wird, solange ist keine funk-
tionierende Integration möglich.
Denn Integration bedeutet nicht Assimilation - es be-
deutet nicht einseitiges Angleichen sondern beidseitiges 
Miteinanderleben. Auch wir müssen unseren Teil leisten 
- Akzeptanz statt Toleranz. Integration bedeutet, dass der 
Mensch Mensch ist, nicht MigrantIn!

Mensch statt MigrantIn
Warum ORS, Notunterkunft Hochfeld und Integration uns alle etwas angehen.
Von Basil Schöni
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onen, in welchen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
mit Zigarettenrauch konfrontiert werden. 

Pro 
Laut BefürworterInnen schützt das geltende Gesetz 
die Bevölkerung nicht genügend. Eine Regelung 
auf nationaler Ebene würde Unsicherheiten und 
Schwierigkeiten in der Ausübung des Gesetzes 
vermeiden und Klarheit schaffen. Durch die neue 
Regelung würden besonders die Mitarbeitenden in 
den Gastrobetrieben geschützt. 

Contra
Die GegnerInnen der Initiative hingegen finden, 
dass das jetzige Gesetz bereits ausreichend ist. Es 
schützt die Mitarbeitenden bereits genug. Das neue 
Gesetz würde folglich nur auf einen kleinen Per-
sonenkreis Auswirkungen haben. Auch finden sie 
die neue Initiative ungerechtfertigt, da bereits jetzt 
jeder Kanton strengere Vorschriften erlassen kann, 
wenn dies von der Bevölkerung gewünscht wird.  
Ein weiterer Punkt sind die Umsatzeinbussen, wel-
che bereits nach Annahme des jetzigen Gesetzes 
in Kauf genommen werden mussten. Eine weitere 
Verschärfung würde wieder Verluste nach sich zie-
hen, unter anderem auch, weil viele Gastbetriebe 
vor Kurzem in Fumoirs investiert haben. 

Die Junge Alternative JA! gibt zu dieser Thematik 
keine Stimmempfehlung ab. 

Von Lea Ritter

Initiative „Schutz vor Passivrauchen“ Pro / Contra

Ziel der Initiative „Schutz vor Passivrauchen“, ist 
ein strengeres Rauchverbot auf nationaler Ebene. 
Die Gegner finden das jetzige Gesetz ausreichend. 
Eine Pro und Contra Abhandlung.   2010 wurde 
in der Schweiz das Bundesgesetz zum Schutz 
vor Passivrauchen angenommen. Dieses schreibt 
vor, dass alle öffentlichen Räume rauchfrei sein 
müssen. Dasselbe gilt für Räume, welche meh-
reren Personen als Arbeitsplatz dienen. Geraucht 
werden darf allerdings weiterhin in abgetrennten 
Räumen, wie zum Beispiel in Fumoirs oder im 
Freien. Die Kantone können selbständig strenge-
re Vorschriften erlassen, was zu unterschiedlichen 
Regelungen führt. Die neu lancierte Initiative der 
Lungenliga Schweiz „Schutz vor Passivrauchen“ 
will eine einheitliche und strengere Regelung des 
Rauchverbots auf nationaler Ebene erreichen. Das 
Rauchen soll künftig in allen Räumen verboten 
sein, in welchen gearbeitet wird. Dazu gehören ne-
ben Gastrobetrieben auch jegliche andere Instituti-

http://www.news.ch/Offene+Ohren+fuer+schaerferes+Rauchverbot/553542/detail.htm

2013 sind es 65 Jahre her, seit der Staat Israel aus-
gerufen und über 700‘000 Palästinenser/innen ver-
trieben wurden oder flüchteten. Die Ereignisse von 
1947/48 werden auf Arabisch als «Nakba», als Ka-
tastrophe bezeichnet. Noch heute leben die vertrie-
benen Palästinenser/innen und ihre Nachkommen 
zum grössten Teil im Exil – in Flüchtlingslagern in 
den besetzten Gebieten und in Nachbarstaaten, im 
weiteren Ausland, zum Teil auch in der Schweiz. Die 
Vertreibung und Enteignung der Palästinenser/innen 
und die Frage nach dem Rückkehrrecht sind grundle-
gende Aspekte für das Verständnis und für Lösungs-
ansätze des Nahostkonfliktes.

Die Ausstellung «Die Nakba» mit ihrem vielseitigen 

Rahmenprogramm erlaubt einen vertieften Einblick in 
die komplexe Thematik und bettet sie in die aktuellen 
Diskussionen zum Palästina-Israel-Konflikt ein. Für 
die Ausstellung werden Führungen und Begegnungen 
mit Fachleuten aus der Schweiz oder mit Gästen aus 
den betroffenen Gebieten angeboten. Der Besuch der 
Ausstellung ermöglicht es, Bezüge zur Gegenwart 
und zur Schweizer Politik herzustellen. Ein Filmpro-
gramm, Aufführungen von Theatergruppen, Vorträge 
von Fachleuten sowie weitere Veranstaltungen bieten 
einen aktuellen Zugang und spannende Begegnun-
gen. 

Ausstellung und Rahmenprogramm im November 
2012 in Bern. Detaillierte Infos: www.nakbabern.ch

Ausstellung «Die Nakba» mit kulturellem Rahmenprogramm: 

Flucht und Vertreibung und heutige palästinensische Realitäten



5JA!rgon – Das Mitteilungsblatt der Jungen Alternative JA!

haben diese Unterschiede zwischen Initiative und 
Gegenvorschlag? Die 2010 beschlossenen Steu-
ersenkungen bescheren dem Kanton Bern jährlich 
Steuerausfälle von ca. 200 Mio. Franken, den Ge-
meinden Steuerausfälle von ca. 100 Mio. Franken. 
Dass solche Mindereinnahmen nicht ohne Folgen 
bleiben, ist klar: Bereits wurde per August 2012 den 
SchülerInnen der 2. bis 6. Klasse je eine Schulstun-
de gestrichen. Zudem wurden die Studiengebühren 
erhöht. Des Weiteren müssen sich Menschen ab 
65 Jahren künftig stärker an den Kosten für Spitex-
Leistungen beteiligen. Und dies wird nicht ausrei-
chen; der Kanton ist weiterhin auf der Suche nach 
möglichem Sparpotential. Bei Annahme der Initiative 
werden die Steuerausfälle für den Kanton Bern um 
80 Mio. Franken und für die Gemeinden um über 40 
Mio. Franken gesenkt; knapp  die Hälfte der durch 
die Steuersenkungen verursachten Mindereinnah-
men könnten also verhindert werden.  Ganz anders 
beim Gegenvorschlag: Da dieser nur die Erhöhung 
des Kinderabzuges und minimale Verschärfung der 
Pauschalsteuer, jedoch keine Korrektur bei den 
Steuersenkungen vorsieht, sind hier weitere Steuer-
ausfälle von 13 Mio. Franken für den Kanton und 7 
Mio. Franken für die Gemeinden zu erwarten.  Beim 
Gegenvorschlag handelt es sich also nicht wirklich 
um einen Gegenvorschlag zur Initiative, also um 
einen anderen Weg, Steuerausfälle zu verhindern, 
reiche AusländerInnen endlich fair zu besteuern und 
Familien zu entlasten. Im Gegenteil: es ist die Wei-
terführung der 2010 beschlossenen Steuersenkun-
gen; mit dem Ziel, Reiche zu bevorteilen und den 
Service Public abzubauen.  Sagen wir Nein zum Ab-
bau des Service Public, Nein zu Steuergeschenken 
für Reiche! Sagen wir Ja zur Initiative „Faire Steuern 
– für Familien“ und Nein zum Gegenvorschlag!

Am 23. September wird im Kanton Bern über die Initiative „Faire Steuern – 
für Familien“ und den Gegenvorschlag des Grossen Rates abgestimmt. Eine 
Gegenüberstellung der beiden Vorlagen. Von Lea Bill

Die Initiative wurde als Antwort auf die Steuersen-
kungen, welche 2010 vom Berner Grossen Rat be-
schlossen worden waren, von einem Bündnis aus 
Gewerkschaftsbund des Kantons Bern, SP, Grüne, 
EVP und JA! lanciert. Die Forderungen:

›› Teilweise Korrektur der beschlossenen Steuer-
senkungen

››  Abschaffung der Pauschalsteuer für reiche Aus-
länderInnen 

›› Erhöhung der Kinderabzüge von 6300 damals 
(7000 heute) auf 8000 Franken

 Die bürgerliche Mehrheit des Grossen Rates konnte 
der Initiative selbstverständlich wenig abgewinnen; 
schliesslich war es genau jene Mehrheit, welche die 
Steuersenkungen beschlossen und sich auch mehr-
fach vehement für die Beibehaltung der Pauschal-
steuer für reiche AusländerInnen eingesetzt hat. Aus 
diesem Grund hat der Grosse Rat folgenden Gegen-
vorschlag zur Initiative ausgearbeitet:

›› Verschärfung der Pauschalsteuer 
›› Erhöhung der Kinderabzüge analog zur Initiative

Das Kernstück der Initiative – die teilweise Korrektur 
der beschlossenen Steuersenkungen – wurde also 
im Gegenvorschlag ersatzlos gestrichen. Zudem 
wurde die Abschaffung der Pauschalsteuer durch 
deren Verschärfung ersetzt. Konkret heisst dies, 
dass reiche AusländerInnen gemäss Gegenvor-
schlag zwar etwas mehr Steuern bezahlen müssen 
als bisher, sie jedoch weiterhin nicht wie alle ande-
ren besteuert werden und der zu bezahlende Betrag 
angesichts ihres Einkommens und Vermögens wei-
terhin lächerlich ist.  Doch welche konkreten Folgen 

JA zur Initiative „Faire Steuern – für Familien“
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SF bi de Bünzlis oder als Bern zum SF Retorten-Dorf wurde

Am Samstag 18. August war Nik Hartmann 
und Crew mit der Sendung SF bi de Lüt zu 
Besuch in Bern. Die Chance wurde zwei-
felsohne genutzt, Bern in seinem besten 
Licht zu präsentieren – gut und sympa-
thisch, wie Keller von Bern Tourismus es in 
der BZ angekündigt hat, damit SchweizerIn-
nen, die Bern noch nie besucht haben, Lust 
bekommen dies zu tun (BZ, August 2012). 
ENDLICH werden sich die einen gesagt 
haben, die harmoniebedürftigen Lokalpa-
triotInnen aus bürgerlichem Milieu, die die 
Sendung mit ihrem starken Trend zum Idyl-
lischen stets begeistert verfolgen. Die Pub-
likumsforscherin Irmtraud Oelschläger sag-
te dazu einstweilen passend: „Betrachtet 
man das Erfolgsformat SF bi de Lüt könnte 
man vermuten: Je weniger passiert, desto 
wohler fühlen sich die Deutschschweizer“ 
(Oelschläger in NZZ Folio, März 2012). 
Dass dieses Vergnügen die Stadt 56'000 
Franken gekostet hat (die Stadt sponserte 
dem SF nicht nur die Kramgasse, sondern 
auch noch gleich Infrastruktur, Reinigung, 
Signalisation und Polizei), wird in diesem 
Fall für einmal von jenen als unwesentlich 
abgetan, die sonst am lautesten über Steu-
ererhöhungen schreien. ENDLICH werden 
sich aber auch die anderen sagen, nament-
lich die AnwohnerInnen, die während meh-
rerer Tage die Sperrung der Kramgasse 
und andere Arglosigkeiten im Namen des 
Lokalpatriotimus hinnehmen mussten. So 
erhielt eine Kollegin von mir einen netten 

Brief der Stadt, in dem sie gebeten wurde, 
Geranien vor ihre Fenster zu hängen. Es 
ist offensichtlich, dass das urbane, wahre 
Bern einem ländlichen künstlichen Bern 
weichen sollte. So ähnlich klang die Kritik 
in Zürich nach dem Gastauftritt von SF bi 
de Lüt. Die urbane Seite wurde auf Kosten 
eines „wilden Potpourri aus längst Gesehe-
nem“ (Manz im Tagesanzeiger, Juli 2012) 
ausgeblendet.  Auch am 18. August, dem 
Finale der Sommerstaffel von SF bi de Lüt, 
wurden die konservativen, konsens- und 
harmoniefreudigen FernsehzuschauerIn-
nen nicht enttäuscht. Bern wurde mit seiner 
Zytgloggenkulisse als perfekte Stadt ohne 
jegliche Ecken und Kanten präsentiert. 
Dass dies einer vielfältigen Stadt wie Bern 
nicht gerecht wurde, kümmert weder die 
SF-Crew, die weiss, dass die Einschaltquo-
ten stimmen, noch die UnterstützerInnen 
von Seiten der Stadt, die sich davon unter 
dem Strich einen satten Profit (Tourismus 
Bern) und Aufmerksamkeit und Cüpli (Tsch-
äppät) erhoffen. 

Einen Tropfen auf den heissen Stein ist 
meines Erachtens höchstens die Tatsache, 
dass die Touristenhorden aus anderen Tei-
len der Deutschschweiz, die nun wohl oder 
übel auf uns zukommen werden, nicht zu-
erst den Zytglogge sehen werden, sollten 
sie mit dem Zug in Bern einfahren ;-). 

Von Nadin Fuhrer
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Am 24. Mai 2012 stimmte die grosse Mehrheit des 
Stadtrates, inklusive SP und BDP/CVP gegen die 
Beibehaltung des höheren Minimallohns. Die ge-
nannten Parteien und der Gemeinderat waren der 
Meinung, dass Lohnerhöhungen für die unteren 
Lohnklassen „zu teuer“ seien – obwohl sie der 2,3 
Millionen schweren Gehaltsverbesserungen für Ka-
der & Gemeinderat ohne mit der Wimper zu zucken 
zustimmten. Wenigstens führte das Engagement 
der Fraktion GB/JA! dazu, dass der Minimallohn 
nun um 2000 Franken auf 48'500 erhöht wurde. 

Auch die Gemeinderatslöhne werden massiv er-
höht. Die JA! ist zwar der Meinung, dass Gemein-
derätInnen nicht weniger verdienen sollen als hohe 
Kader, doch auch hier sprechen wir von Beträgen, 
die für viele normale BürgerInnen ein Leben lang 
unerreichbar sind. Dank einem Antrag der Jungen 
Alternative JA! und des Grünen Bündnis wurden die 
GR-Löhne der Verwaltung wenigstens ein bisschen 
angeglichen. 

Insgesamt ist die Abstimmungsvorlage eine Ver-

besserung des Status Quo. Dennoch hat sich die 
Junge Alternative JA! dazu entschieden, eine Nein-
Parole zu fassen. Für uns wiegt die Ungleichbe-
handlung der verschiedenen Stadtangestellten und 
insbesondere die Tatsache, dass die untersten Löh-
ne nicht einmal 4000 Franken betragen höher als 
kleine Verbesserungen im unteren Lohnsegment. 
In Zeiten von Lohnexzessen in der Privatwirtschaft 
muss eine öffentliche Verwaltung, insbesondere in 
einer rot-grünen Stadt vorangehen und Lohnunter-
schiede nicht erhöhen sondern verkleinern. Zudem 
ist es fragwürdig, ob höhere Kaderlöhne tatsächlich 
dazu führen, dass die oberen Kaderstellen besser 
besetzt werden können, zumal diese Feststellung 
bisher eine These bleibt. 

Im Jahr 2004 haben die Stimmberechtigten in der 
Stadt Bern eine Initiative mit dem Titel „200'000 
Franken sind genug“ angenommen. Was in der da-
maligen Diskussion vor allem gegen hohe Gemein-
deratslöhne gerichtet war, hatte massive Auswirkun-
gen auf sämtliche städtischen Angestellten: Da die 
GemeinderätInnen in der Lohnhierarchie zuoberst 
stehen, gilt der „Lohndeckel“ für alle, was jegliche 
grundsätzliche Lohnerhöhung verunmöglichte. Nun 
möchte der Stadtrat diese Beschränkung aufheben 
und das städtische Lohngefüge verändern. Damit 
soll die Stadt befähigt werden, „marktübliche“ Löh-
ne zu zahlen: Laut Gemeinderat hat die Stadt we-
gen ihren – im Vergleich - „niedrigen“ Kaderlöhnen 
(heute höchstens 223'000 Franken) Mühe, Spezia-
listInnen im oberen Kader zu finden, beispielsweise 
IngieneurInnen, oder SchulzahnärztInnen. 

So legt der Stadtrat uns heute eine Vorlage vor, die 
eine massiv bessere Entlöhnung für die oberen Ka-
der und die GemeinderätInnen vorsieht und die klei-
nere Besserstellungen für die wenig Verdienenden 
enthält:

Die vorliegenden Zahlen sprechen eine klare Spra-
che: Wer hat, dem wird gegeben. Jene hingegen, 
die das Geld dringender nötig hätten, verdienen 
auch mit der neuen Regelung nicht einmal 4000 
Franken pro Monat. (x13). 

Die Junge Alternative JA! hat sich gemeinsam mit 
dem Grünen Bündnis in der Stadtratsdebatte für 
eine Erhöhung der untersten Löhne eingesetzt. 
Doch während in der ersten Lesung des Reglements 
unser Antrag „Kein Lohn unter 4000.-“ auf 52'000 
Franken Minimallohn dank einer klaren Haltung der 
SP und Schützenhilfe der BDP/CVP Fraktion ange-
nommen wurde, änderte die grosse Mehrheit des 
Parlaments bis zur zweiten Lesung ihre Meinung. 

„Wer hat dem wird gegeben“ oder „oben Hui unten Pfui“
Am 23. September stimmen wir über die künftige Ausgestaltung der städtischen Löhne 
ab. Während sich die einen vor allem über die Erhöhung der Gemeinderatsgehälter 
mokieren, sind Fragen der Lohngerechtigkeit auch in dieser Debatte eher nachgelagert. 
Doch: Ist es wirklich in Ordnung, wenn das höhere Kader massiv besser verdient, wäh-
rend die unteren Löhne kaum steigen? Die JA! sagt Nein! Von Rahel Ruch

Stand Minimallohn Maximallohn Gemeinderat Stadtpräsidium
Ist 2011 CHF 46‘437 CHF 223‘119 CHF 224‘594 CHF 224‘594
Volksabstimmung 
Sept. 12

CHF 48‘500* CHF 235‘000 CHF 239‘700 CHF 244‘400 
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ja!genda

›› 1. September ab frühem Abend: Fest im Denk:Mal 
Autonome Schule (Stauffacherstrasse 82, 3014 
Bern) 

›› 1. September, 19.00, Gaskessel Biel: Stadtrund-
gang der zerstörten Freiräume 

›› 11. September, 12.00, Kornhausbrücke: Spekta-
kuläre JA!-Aktion für eine velofreundlichere Stadt 
Bern 
Sucht ihr auch immer nach einem freien Velopark-
platz? Kommt vorbei und unterstützt die Aktion! 

›› 15. September, Progr: GSoA-Jubiläum

JA! Parolen für den  
23. September 2012

Abstimmungen auf Bundesebene: 

›› "Schutz vor dem Passivrauchen": Stimm-
freigabe 

›› "Sicheres Wohnen im Alter": Nein

Abstimmungen Kanton Bern: 

›› Gemeindeautonomie-Gesetz: JA! 
›› Initiative "Faire Steuern für Familien": JA! 

/ Gegenvorschlag zu Faire Steuern: NEIN 
/ Stichfrage: "Initiative Faire Steuern für 
Familien" 

›› Wiederholung "EcoTax-Steuer": JA! / 
Volksvorschlag: NEIN / Stichfrage: "EcoTax-
Steuer"

Abstimmungen Stadt Bern: 

›› Warmbächliweg: JA! Stöckacker: JA!  
›› Personalreglement / Entschädigungsre-

glement: Nein 
›› Zonenplan Fellerstrasse: JA! 
›› Marktgasse-Sanierung: JA! 

interessiert?  
komm vorbei!

wir treffen uns jeden zweiten Dienstag 
abend im JA!-Seki an der Neubrückstra-
sse 17 in Bern (Buslinie 11 „Neufeld“ oder 
21 „Bremgarten“ bis Haltestelle „Henker-
brünnli“), > gegenüberliegende Strassen-
seite erstes Haus an der Kreuzung:

Dienstag, 11. September, 18.30 Uhr
Dienstag, 25. September, 18.30 Uhr
Dienstag, 9. Oktober, 18.30 Uhr

Impressum
Der ja!rgon erscheint 4 mal jährlich

Junge Alternative JA!
Postfach 6874
3001 Bern

Telefon 031 301 82 09
Telefax 031 302 88 78

info@jungealternative.ch
www.jungealternative.ch
Postkonto 30-1054-3
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